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Hans-Jürgen Schmahl

Über
konsolidierung?

In puncto Wirtschafts- und Finanz
politik kann man der Bundesregie

rung nicht wenige Versäumnisse 
Vorhalten, aber eines nicht: Die ver
sprochene Konsolidierung der 
Staatsfinanzen betreibt sie mit viel 
Elan. Wenn das bisher in den Zah
len noch nicht recht sichtbar gewor
den ist -  1983 wird das Defizit so
wohl des gesamten Staatssektors 
als auch des Bundes allein noch 
nicht viel niedriger sein als unter der 
alten Bundesregierung - ,  so des
halb, weil die Wirtschaftslage dafür 
zu ungünstig war. Doch das wird 
nun anders. Für das nächste Jahr 
ist eine beträchtliche Reduktion des 
gesamten Staatsdefizits um etwa 
12 f^rd. DM zu erwarten. Zu diesem 
Ergebnis sind die fünf großen Wirt
schaftsforschungsinstitute in ihrem 
jüngsten Gemeinschaftsgutachten 
zur Konjunkturentwicklung gekom
men.

Die Notwendigkeit, die Defizite 
des Staates wieder auf erträgliche
re Größen zu reduzieren, ist fast un
umstritten. Sie wird selbst von vie
len anerkannt, die auch nach den 
bisherigen schlechten Erfahrungen 
dem Staat noch große Fähigkeiten 
zur Lösung unserer wirtschaftlichen 
Probleme Zutrauen. Damit endet 
aber auch schon die Gemeinsam

keit. Bei der Frage nach dem „Wie" 
wird es klar, daß die einen die Kon
solidierung mit einer Zurückdrän
gung des Staatsanteils verbinden 
wollen, die anderen aber eher an ei
ne weitere Ausdehnung denken. 
Die Koalition der Konsolidierungs- 
befünworter ist in Wahrheit eine 
höchst vordergründig bestimmte In
teressengemeinschaft grundver
schiedener Denkrichtungen.

So notwendig die Konsolidierung 
ist, sie darf nicht ohne Rücksicht auf 
die Folgen betrieben werden. Neu
erdings erhält die Sorge einer 
„Überkonsolidierung" zunehmende 
Bedeutung. Dabei geht es nicht nur 
um das Tempo, in dem die Staatsfi
nanzen in Ordnung gebracht wer
den, sondern auch um die Begleit
umstände. Konsolidierung ist un
vermeidlich mit restriktiven Direkt
wirkungen auf die Nachfrage ver
bunden. Gemessen am eigentli
chen Ziel des Vorhabens, nämlich 
wichtige Grundbedingungen für die 
Entwicklung von Wachstum und 
Beschäftigung auf mittlere Sicht zu 
verbessern, ist das eine Nebenwir
kung. Sie ist nicht zu vermeiden, 
aber sie muß natürlich bei der Be
messung der Konsolidierungsmaß
nahmen berücksichtigt werden. Ei
ne zu starke Konsolidierung wäre 
kontraproduktiv. Sie würde die Wirt
schaftsentwicklung dämpfen und 
damit zugleich das Staatsdefizit hö
her halten, als es bei angemesse
ner Dosierung der Maßnahmen sein 
würde. Das HWWA hat wiederholt 
den Standpunkt vertreten, daß es 
weniger auf eine bestimmte Größe 
des Staatsdefizits in diesem oder 
dem nächsten Jahr als auf überzeu
gende Weichenstellungen für die 
künftige Entwicklung von Struktur 
und Niveau der Einnahmen und 
Ausgaben -  und damit letztlich auch 
des Staatsdefizits -  ankommt.

Die Möglichkeit eines „Überkon- 
solidierens“ ist nähergerückt; diese 
Sorge ist auch im Herbstgutachten 
der Institute ausgesprochen wor
den. Es war nicht die „große Zahl“ 
von 12 Mrd. DM, um die das Staats

defizit 1984 voraussichtlich sinken 
wird, die sie dazu veranlaßt hat. 
Vielmehr wird ausdrücklich darauf 
hingewiesen, daß die Entwicklung 
des Staatsdefizits für dieses Urteil 
kein hinreichender Maßstab sein 
kann, schon weil sie auch von ande
ren Einflüssen als der Finanzpolitik 
bestimmt wird. Erst eine Wirkungs
analyse aller finanzpolitischen Maß
nahmen erlaubt eine Aussage über 
die Wirkung dieser Politik. Diese 
wird allerdings als „beachtlich re
striktiv“ eingeschätzt: die Einspa
rungsmaßnahmen sind gewichtig, 
ihnen stehen kaum Entlastungen 
gegenüber.

Doch ein allein auf die kurzfristi
gen Kreislaufwirkungen gestütztes 
Urteil wäre natürlich nicht vollstän
dig. Restriktive Kreislaufwirkungen 
sind, wie schon gesagt, mit einer 
Konsolidierungspolitik unvermeid
lich verbunden. Auch ein erhebli
ches Ausmaß solcher Kreislaufwir
kungen würde es noch nicht reciit- 
fertigen, von der Gefahr einer Über
konsolidierung zu sprechen -  wenn 
das Gegengewicht in Form von mit
telfristig verbesserten Bedingungen 
und Erwartungen für die Wirt
schaftsentwicklung gesichert er
schiene. Aber eben daran fehlt es 
allem Anschein nach; dies hat auch 
die jüngste Umfrage des DIHT be
stätigt.

Die Art der Konsolidierungspolitik 
ist es, die nicht geeignet ist, den ne
gativen Kreislaufwirkungen dieser 
Politik ausreichende positive Envar- 
tungswirkungen gegenüberzustel
len. Die Grenzbelastung der Ein
kommen, die Höhe der Subventio
nen und das Ausmaß der Bürokratie 
sind nicht kleiner, sondern sogar 
größer geworden. Und in der Ord
nungspolitik ist wenig geschehen, 
um die Funktionsfähigkeit der Märk
te wieder zu vergrößern. Im Lichte 
solcher Mängel der Politik kann eine 
Konsolidierung der Staatsfinanzen, 
deren negative Kreislaufwirkungen 
sonst akzeptiert werden könnten, 
leicht zur Überkonsolidierung gera
ten.
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